
verbietet, ist daher notwendig. Sie liegt im Interesse 
der Festigung des genossenschaftlich-sozialistischen 
Eigentums und der Erziehung zu einem einwandfreien 
Verhalten aller Bürger auch gegenüber diesem Eigen­
tum.

IV
Es ist in diesem Zusammenhang interessant, welche 

Motive eine nichtberechtigte Person bewegen, eine 
fremde Sache zu veräußern.

Im imperialistischen Staat gibt es hierfür vielfältige 
Gründe. Häufig werden die Auswirkungen der Krisen 
Anlaß sein, die Spekulation, die Arbeitslosigkeit bei 
Angehörigen der Arbeiterklasse, die durch Abzahlungs­
geschäfte verpflichtet sind. Vielfach haben mittlere und 
kleinere Kapitalisten, Handwerker und Bauern Ma­
schinen, Material und andere Dinge unter Eigentums­
vorbehalt gekauft, oder sie haben ihr gesamtes Waren­
lager sicherheitshalber an eine Bank übereignen 
müssen. Krisen und der ökonomische und juristische 
Druck der Monopole treiben die wirtschaftlich zum 
Untergang verurteilten kleineren und mittleren Kapi­
talisten, Handwerker usw. zur Veräußerung fremder 
Sachen, wobei diese Bürger hoffen, doch noch der wirt­
schaftlichen Vernichtung zu entgehen. Es gibt auch an­
dere Ursachen, die jedoch nicht typisch sind. Charakteri­
stisch für diesen Schritt des Nichtbereehtigten im 
Imperialismus sind die ökonomischen Schwierigkeiten 
— ein Ergebnis des Wirkens des ökonomischen Grund­
gesetzes des monopolistischen Kapitalismus.

In der DDR gibt es weder Krisen noch Arbeitslosig­
keit; hier kann niemand von Monopolen nieder­
konkurriert werden. Vom wirtschaftlichen Standpunkt 
aus betrachtet, wird daher in der DDR kein Mensch zu 
einem derartigen Schritt wie der Veräußerung fremder 
Sachen gezwungen.

Andererseits ist es aber eine Tatsache, daß es bei uns 
Menschen gibt, die versuchen, Volkseigentum zu ver­
äußern. Diese Menschen haben eine negative Ein­
stellung zu unserem Staat. Sie beweisen das zumeist 
dadurch, daß sie die Republik illegal verlassen. Dabei 
wird ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der 
nichtberechtigten Veräußerung einer volkseigenen Sache 
und dem Verlassen der DDR bestehen: nämlich derart, 
daß der Nichtberechtigte veräußert, weil er die DDR 
zu verlassen gedenkt. Es besteht absolut kein Anlaß, 
dieses gegenüber der DDR feindliche Verhalten noch 
dadurch zu unterstützen, daß der gutgläubige Erwerb 
von Volkseigentum für zulässig erachtet wird. Denn 
dadurch wird die unberechtigte Veräußerung erleich­
tert, weil dann der Erwerber im Vertrauen auf den 
Schutz des § 932 BGB nicht mit der genügenden Sorg­
falt die Berechtigung des Veräußerers überprüfen wird.

Wenn unsere Bevölkerung darüber aufgeklärt wird, 
daß der Schutz des Volkseigentums einen gutgläubigen 
Erwerb nicht zuläßt — ein Urteil hilft hier schon viel —, 
dann wird es den die Republikflucht vorbereitenden 
Menschen immer schwerer werden, einen gutgläubigen 
Dritten zu Anden. Das wird auch jeder Bürger ver­
stehen; denn die Erfahrung lehrt, daß es gerade schwer 
ist, einem juristisch nicht ausgebildeten Menschen klar­

zumachen, daß ein Nichteigentümer gegen den Willen 
des Eigentümers bei Vorliegen bestimmter Voraus­
setzungen wirksam über dessen Eigentumsrecht ver­
fügen kann12).

V
Die Beiträge von Geisenhainer/Skupch und Gähler 

zeichnen sich noch besonders durch die Behauptung aus, 
daß der Ausschluß des gutgläubigen Erwerbs bei Volks­
eigentum eine Beeinträchtigung der Rechte der Bürger 
sei. Geisenhainer/Skupch z. B. schreiben, daß der dem 
Volkseigentum zustehende Schutz „nicht auf Kosten der 
Werktätigen gewährleistet werden“ kann.

Handelt es sich hier wirklich um eine gegen die Inter­
essen der Bürger verstoßende Regelung? Vergegen­
wärtigt man sich noch einmal die ökonomische und 
politische Seite der Problematik, so wird klar, daß es 
im Interesse unserer Arbeiter und Bauern liegt, eine 
Regelung zu haben, welche die unberechtigte Veräuße­
rung von volkseigenen Sachen nicht begünstigt. Es muß 
eine Regelung sein, die Dritte überhaupt abhält, der­
artige Geschäfte abzuschließen, oder sie dazu erzieht, 
erst dann abzuschließen, wenn der Veräußerer den ein­
wandfreien Nachweis der Rechtsinhaberschaft erbringt. 
Eine solche Regelung haben wir, und es besteht absolut 
kein Anlaß, von ihr abzugehen. Hätten wir eine der­
artige Regelung nicht, so müßte umgehend eine solche 
getroffen werden.

Diejenigen, welche die Anwendung der §§ 932 ff. BGB 
zuungunsten des Volkseigentums fordern, stellen den 
Schutz des persönlichen Eigentums höher als den Schutz 
des sozialistischen Eigentums. Gähler, der sich dabei 
auf W e i c h e l t 1 3 )  beruft, schreibt: „Der Schutz der 
Rechte der Bürger gegen alle Verletzungen, von welcher 
Seite sie auch ausgehen mögen, ist aber für die innere 
Festigkeit des sozialistischen Staates nicht minder 
wichtig als der Schutz des sozialistischen Eigentums ..

In diesem Zusammenhang verweist Gähler auf den 
XX. Parteitag der KPdSU. Es ist richtig, daß dort auf 
die Bedeutung des Schutzes der Interessen und Rechte 
der Bürger hingewiesen wurde; eine Gleichstellung des 
persönlichen Eigentums mit dem sozialistischen Eigen­
tum hinsichtlich des Schutzes wurde jedoch nicht ge- . 
fordert. M. E. haben Gähler und auch Weichelt in dieser 
Frage den XX. Parteitag der KPdSU falsch verstanden. 
Eine Gleichstellung bezüglich des Schutzes ist ökono­
misch und politisch auch nicht vertretbar; sie beein­
trächtigt die Rolle des sozialistischen Eigentums beim 
Aufbau der sozialistischen Gesellschaft. Da das sozia­
listische Eigentum die Grundlage unseres Staates ist 
und das persönliche Eigentum vom sozialistischen 
Eigentum abgeleitet ist, bedarf das sozialistische Eigen­
tum eines besonderen Schutzes. Das bedeutet natürlich 
keinesfalls, daß die Rechte der Bürger und das persön­
liche Eigentum nicht geschützt werden, und dies hat 
unsere Rechtsprechung auch bisher immer beachtet.

12) vgl. hierzu Dornberger in NJ 1953 S. 236.
13) Weichelt, Zu einigen Fragen der Funktionen des sozia­

listischen Staates, Staat und Recht 1957 S. 25.

Die Gesetzgebung der Deutschen Demokratischen Republik
I. Quartal 1957

Von Prof. Dr. HANS NATHAN, Dekan der Juristischen Fakultät der Humboldt-Universität Berlin, 
und Dozent Dr. HEINZ PUSCHEL, Institut für Prozeßrecht der Deutschen Akademie für 

Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“

Der Schwerpunkt der Gesetzgebung des ersten Quar­
tals 1957 lag ohne Zweifel auf dem Gebiet des 
S t a a t s -  u n d  V e r w a l t u n g s r e c h t s .  Hier sind 
mit dem Gesetz über die örtlichen Organe der Staats­
macht vom 17. Januar 1957 (GBl. I S. 65)1) und dem 
Gesetz über die Rechte und Pflichten der Volkskammer 
gegenüber den örtlichen Volksvertretungen vom glei­
chen Tage (GBl. I S. 72) die nächst der Verfassung für 
unsere staatliche Organisation wichtigsten Gesetze er­
lassen worden. Ergebnis einer intensiven gesetzgebe­
rischen Vorarbeit, bei der über 10 000, aus allen Schich­
ten der Bevölkerung, vor allem auch aus den unteren

i) Nicht vom 18. Januar 1957, wie Im Gesetzblatt infolge 
eines Versehens ursprünglich angegeben war (vgl. Berichtigung 
in GBl. 1957 I S. 120).

Volksvertretungen stammende Abänderungs- und Er­
gänzungsvorschläge sorgfältig geprüft wurden, bieten 
diese Gesetze bereits in ihrem Entstehungsprozeß ein 
Beispiel sozialistischer Demokratie. Wie die Gesetze 
zur weiteren Demokratisierung die Rechte der örtlichen 
Organe der Arbeiter-und-Bauern-Macht wesentlich 
stärken, wie sie die Selbständigkeit der örtlichen Volks­
vertretungen erhöhen, das Übergewicht der Volksver­
tretungen gegenüber den Verwaltungsorganen sichern, 
ist in der Tagespresse und auch in Fachzeitschriften2) 
bereits eingehend gewürdigt worden, so daß an dieser 
Stelle auf nähere Erläuterungen verzichtet werden

2) Schulze, Die Gesetze zur breiteren Entfaltung der Demo­
kratie in der DDR, „Staat und Recht“ 1957 Heft 1 S. 1; Toeplltz, 
Weitere Demokratisierung, NJ 1957 S. 65.
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